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Beschlußempfehlung *) 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwerbehindertengesetzes 
(SchwbWG) 
— Drucksache 10/1731 — 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
— Drucksache 10/3138 — 

A. Problem 

a) Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Schwerbehindertengesetzes (SchwbWG) 
— Drucksache 10/1731 — 

Die  Fraktion der SPD ist der Auffassung, daß das vor mehr 
als zehn Jahren in Kraft getretene Schwerbehindertenge-
setz sich grundsätzlich bewährt hat. 

In Anbetracht der in den letzten Jahren gestiegenen 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter bedarf es aber neuer 
Initiativen. Das Schwerbehindertengesetz muß deshalb 
weiterentwickelt werden, um insbesondere einen wirksa-
meren Beitrag zur Schaffung von Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen für Schwerbehinderte zu leisten. Die Rechts-
stellung des Vertrauensmannes der Schwerbehinderten 
und seines Stellvertreters bedarf der Verbesserung. 

Bei der unentgeltlichen Beförderung muß die Eigenbeteili-
gung gestrichen werden, und bei der Sozialversicherung 
Behinderter in geschützten Einrichtungen muß der alte 
Rechtszustand wiederhergestellt werden. 

*) Bericht der Abgeordneten Lohmann (Lüdenscheid), Kirschner, Frau Dr. Adam-Schwaetzer und Bueb 
folgt. 
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b) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwer-
behindertengesetzes 
— Drucksache 10/3138 — 

Aus der Sicht der Bundesregierung hat sich das Gesetz zur 
Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz) in sei-
ner Konzeption grundsätzlich bewährt. Es bedarf der An-
passung an die veränderten Verhältnisse auf dem Arbeits-
markt und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, um 
die Wirksamkeit seines Instrumentariums zu erhalten und 
zu verbessern. Die in der Praxis gewonnenen Erfahrungen 
müssen umgesetzt, Fehlentwicklungen, die bei der Durch-
führung des Gesetzes erkennbar geworden sind, korrigiert 
und Einstellungshemmnisse abgebaut werden. 

Wichtigstes Ziel ist es dabei, die Einstellungs- und Beschäf-
tigungschancen der Schwerbehinderten auf dem Arbeits- 
und Ausbildungsstellenmarkt zu erhöhen. 

B. Lösung 

a) Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Schwerbehindertengesetzes (SchwbWG) 
— Drucksache 10/1731 — 

Das Schwerbehindertengesetz wird in folgenden Punkten 
fortgeschrieben: 
— Erhöhung der Ausgleichsabgabe auf 400 DM, Anpas-

sung alle drei Jahre, 

— besondere Förderung schwerbehinderter Auszubilden-
der und schwerbehinderter Teilzeitbeschäftigter, 

— Überführung der bisherigen Sonderprogramme in dau-
erhafte gesetzliche Regelungen, 

— Verbesserung der Rechtsstellung des Vertrauensman-
nes der Schwerbehinderten und seines Stellvertreters, 

— Einführung einer erweiterten Berichtspflicht der Bun-
desanstalt für Arbeit über die Erfüllung der Beschäfti-
gungspflicht durch öffentliche und private Arbeitgeber, 

— Abschaffung des irreführenden Begriffs „Vergünsti-
gung" und Klarstellung durch die Formulierung „Lei-
stungen zum Ausgleich behinderungsbedingter Mehr-
aufwendungen oder Nachteile", 

— Wiedereinführung der unentgeltlichen Beförderung im 
Schienenverkehr im Umkreis von 50 km vom Wohnort, 

— Streichung der systemfremden Eigenbeteiligung bei der 
unentgeltlichen Beförderung, 

— Einbeziehung der Gehörlosen und der Hilflosen in die 
unentgeltliche Beförderung, 

— Wiederherstellung des früheren Rechtszustandes bei 
der Sozialversicherung Behinderter in geschützten Ein-
richtungen. 
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Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN abgelehnt. 

b) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwer-
behindertengesetzes 
— Drucksache 10/3138 — 

Das angestrebte Ziel soll erreicht werden durch: 

1. Beseitigung beschäftigungs- und ausbildungshemmen-
der Vorschriften, insbesondere 
— Ersetzung des mißverständlichen und einstellungs-

hemmenden Begriffs „Minderung der Erwerbsfähig-
keit" durch „Grad der Behinderung", 

— bis zum 31. Dezember 1989 befristete Nichtberück-
sichtigung der Ausbildungsplätze bei der Berech-
nung der Mindestzahl von 16 Beschäftigten und der 
Zahl der zu beschäftigenden Schwerbehinderten, 

— zeitliche Anpassung des Beginns des besonderen 
Kündigungsschutzes Schwerbehinderter an den all-
gemeinen Kündigungsschutz, 

— Zurückführung des Zusatzurlaubs von sechs auf fünf 
Tage bei Fünftagewoche. 

2. Verstärkte Förderung der Einstellung und Beschäfti-
gung Schwerbehinderter durch 
— Erhöhung der Ausgleichsabgabe auf 150 DM monat-

lich pro unbesetzten Pflichtplatz, 
— zusätzliche finanzielle Anreize für Arbeitgeber aus 

der Ausgleichsabgabe zur Einstellung und Beschäfti-
gung besonders betroffener Gruppen von Schwerbe-
hinderten (als gesetzliche Dauerregelung unter Be-
rücksichtigung der Erfahrungen mit den Schwerbe-
hinderten-Sonderprogrammen) und 

— Verbesserung der Chancen schwerbehinderter Aus-
zubildender. 

3. Verstärkung der Rechtsstellung des Vertrauensmannes 
der Schwerbehinderten und seines Stellvertreters. 

Mehrheitsbeschluß 
mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Belastungen durch die Erhöhung der Ausgleichsabgabe 
sind für den Bundeshaushalt nicht zu erwarten. 

Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe führt wegen ihrer 
steuerlichen Absetzbarkeit zu jährlichen Steuerminderein-
nahmen von insgesamt etwa 10 Mio. DM. 

Entlastungen für die öffentlichen Haushalte ergeben sich 
unter bestimmten Voraussetzungen insbesondere durch 
die Herausnahme der Ausbildungsplätze bei der Berech-
nung der Zahl der Pflichtplätze und die Mehrfachanrech-
nung auszubildender Schwerbehinderter, ferner durch die 
Kürzung des Zusatzurlaubs um einen Tag in der Fünftage-
woche. 

Durch die vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
gegenüber dem Regierungsentwurf vorgeschlagene Ermä-
ßigung der Kraftfahrzeugsteuer (50 v. H.) für Gehörlose 
entstehen den Ländern jährliche Einnahmeausfälle von 
weniger als 1 Mio. DM. 

Bei Saldierung der Be- und Entlastungen ergibt sich insge-
samt gesehen keine Mehrbelastung. 

Auswirkungen auf das Preisniveau sind nicht zu erwar-
ten. 

b) Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Für den Bundeshaushalt sind Belastungen durch die Erhö-
hung der Ausgleichsabgabe nicht zu erwarten. Für öffent-
liche und private Arbeitgeber, die die Pflichtquote nicht 
erfüllen, entstehen höhere Kosten. Im wesentlichen erfolgt 
eine Kompensation für die in den letzten zehn Jahren ein-
getretene Kostenentlastung. Die Belastungen für den Bun-
deshaushalt durch die Änderungen bei der unentgeltlichen 
Beförderung belaufen sich auf schätzungsweise 80 Mio. 
DM pro Jahr, die Neubemessung der Beiträge für Behin-
derte in Werkstätten bewirkt Mehraufwendungen in Höhe 
von 42 Mio. DM, insgesamt also rund 122 Mio. DM. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schwerbehindertengeset-
zes (SchwbWG) 
— Drucksache 10/1731 — 

abzulehnen, 

2. den Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengeset-
zes 
— Drucksache 10/3138 — 

in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu-
nehmen, 

3. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag erwartet von der Versicherungswirtschaft, daß auch 
den Schwerbehinderten, denen die Kraftfahrzeugsteuerermäßigung einge-
räumt ist — ebenso wie den von der Kraftfahrzeugsteuer befreiten Schwerbe-
hinderten —, ein Beitragsnachlaß gewährt wird. 

Bonn, den 18. Juni 1986 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig 

Vorsitzender 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Berichterstatter 

Kirschner Frau Dr. Adam-Schwaetzer Bueb 
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Zusammenstellung 
des Entwu rfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
— Drucksache 10/3138 — 
mit  den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Schwerbehindertengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl.  I 

 S. 1649), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Schwerbehinderte 

Schwerbehinderte im Sinne dieses Gesetzes 
sind Personen mit einem Grad der Behinderung 
von wenigstens 50, sofern sie ihren Wohnsitz, 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Be-
schäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne 
des § 6 Abs. 1 rechtmäßig im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben." 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Personen mit einem Grad der Behinde-
rung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei 
denen im übrigen die Voraussetzungen des § 1 
vorliegen, sollen auf Grund einer Feststellung 
nach § 3 auf ihren Antrag vom Arbeitsamt 
Schwerbehinderten gleichgestellt werden, wenn 
sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleich-
stellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne 
des § 6 Abs. 1 nicht erlangen oder nicht behalten 
können. Die Gleichstellung wird mit dem Tag 
des Eingangs des Antrags wirksam. Sie kann 
befristet werden." 

3. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§2a 

Behinderung 

(1) Behinderung im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Auswirkung einer nicht nur vorübergehen

-

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Schwerbehindertengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl.  I 

 S. 1649), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 18. Juli 1985 (BGBl. I S. 1516), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2a 

Behinderung 

(1) Behinderung im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Auswirkung einer nicht nur vorübergehen- 
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Entwurf 

den Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem 
körperlichen, geistigen oder seelischen Zustand 
beruht, der von dem für das jeweilige Lebensal-
ter typischen Zustand abweicht, sofern die Aus-
wirkung zu einem Grad von wenigstens 20 
führt. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeit-
raum von mehr als sechs Monaten. Bei mehre-
ren sich gegenseitig beeinflussenden Funktions-
beeinträchtigungen ist deren Gesamtauswir-
kung maßgeblich. 

(2) Die Auswirkung der Funktionsbeeinträch-
tigung ist als Grad der Behinderung (GdB), 
nach Zehnergraden abgestuft, von 20 bis 100 
festzustellen. 

(3) Für den Grad der Behinderung gelten die 
im Rahmen des § 30 Abs. 1 des Bundesversor-
gungsgesetzes festgelegten Maßstäbe entspre-
chend." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Auf Antrag des Behinderten stellen die 

für die Durchführung des Bundesversor-
gungsgesetzes zuständigen Behörden das 
Vorliegen einer Behinderung und den Grad 
der Behinderung fest. Das Gesetz über das 
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-
sorgung ist entsprechend anzuwenden, so-
weit nicht das Sozialgesetzbuch Anwendung 
findet." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Eine Feststellung nach Satz 1 gilt zugleich 
als Feststellung des Grades der Behinde-
rung." 

c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Liegen mehrere Funktionsbeeinträchtigun-
gen vor, so ist der Grad der Behinderung 
nach den Auswirkungen der Funktionsbeein-
trächtigungen in ihrer Gesamtheit unter Be-
rücksichtigung ihrer wechselseitigen Bezie-
hungen festzustellen." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
„(4) Sind neben dem Vorliegen der Behin-

derung weitere gesundheitliche Merkmale 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen, so treffen die für die 
Durchführung des Bundesversorgungsge-
setzes zuständigen Behörden die erforder-
lichen Feststellungen im Verfahren nach Ab-
satz 1." 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „unanfecht-
bar gewordenen" gestrichen und die 
Worte „der Minderung der Erwerbsfä-
higkeit" durch die Worte „der Behinde-
rung" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

den Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem 
regelwidrigen körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Zustand beruht. Regelwidrig ist der Zu-
stand, der von dem für das Lebensalter typi-
schen abweicht. Als nicht nur vorübergehend 
gilt ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten. 
Bei mehreren sich gegenseitig beeinflussenden 
Funktionsbeeinträchtigungen ist deren Gesamt-
auswirkung maßgeblich. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 
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Entwurf 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Vergünstigun-
gen" durch das Wort „Nachteilsausglei-
chen" ersetzt. 

cc) Satz 4 erhält folgende Fassung: 
„Er ist einzuziehen, sobald der gesetzli-
che Schutz Schwerbehinderter erloschen 
ist; im übrigen ist er zu berichtigen, so-
bald eine Neufeststellung unanfechtbar 
geworden ist." 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Soweit das Sozialgerichtsgesetz beson-
dere Vorschriften für die Kriegsopferver-
sorgung enthält, gelten diese mit Aus-
nahme des § 148 des Sozialgerichtsgeset-
zes auch für Streitigkeiten nach Satz 1."  

bb) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen. 

g) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt: 
„(7) Begünstigende Feststellungsbescheide 

nach § 3 Abs. 1 oder 4 des Schwerbehinder-
tengesetzes, die ohne eine von den zuständi-
gen Behörden veranlaßte ärztliche Untersu-
chung vor dem 1. Januar 1985 ergangen sind, 
sind bis zum 31. Dezember 1989 daraufhin zu 
überprüfen, ob bei ihrem Erlaß das Recht 
richtig angewandt und von einem zutreffen-
den Sachverhalt ausgegangen worden ist. So-
weit sich ergibt, daß das Recht unrichtig an-
gewandt oder von einem Sachverhalt ausge-
gangen worden ist, der sich als unrichtig 
erweist, ist der Bescheid mit Wirkung für 
die Zukunft zurückzunehmen, auch ohne 
daß die Voraussetzungen des § 45 des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch vorliegen. Die 
Rücknahme ist nur bis zum 31. Dezember 
1989 zulässig." 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§5 

Beschäftigung besonderer Gruppen 
Schwerbehinderter 

(1) Arbeitgeber haben im Rahmen der Erfül-
lung der Beschäftigungspflicht in angemesse-
nem Umfang zu beschäftigen 

1. Schwerbehinderte, die nach Art oder 
Schwere ihrer Behinderung im Arbeits- und 
Berufsleben besonders betroffen sind, insbe-
sondere solche, 

a) die zur Ausübung der Beschäftigung we-
gen ihrer Behinderung nicht nur vorüber-
gehend einer besonderen Hilfskraft bedür-
fen oder 

b) deren Beschäftigung infolge ihrer Behin-
derung nicht nur vorübergehend mit au- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Soweit das Sozialgerichtsgesetz beson-
dere Vorschriften für die Kriegsopferver-
sorgung enthält, gelten diese mit Aus-
nahme des § 78 Abs. 2 und des § 148 des 
Sozialgerichtsgesetzes auch für Streitig-
keiten nach Satz 1." 

bb) unverändert 

Buchstabe g entfällt 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

Beschäftigung besonderer Gruppen 
Schwerbehinderter 

(1) Arbeitgeber haben im Rahmen der Erfül-
lung der Beschäftigungspflicht in angemesse-
nem Umfang zu beschäftigen 

1. Schwerbehinderte, die nach Art oder 
Schwere ihrer Behinderung im Arbeits- und 
Berufsleben besonders betroffen sind, insbe-
sondere solche, 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Entwurf 

ßergewöhnlichen Aufwendungen für den 
Arbeitgeber verbunden ist oder 

c) die infolge ihrer Behinderung nicht nur 
vorübergehend offensichtlich nur eine we-
sentlich verminderte Arbeitsleistung er-
bringen können oder 

d) bei denen ein Grad der Behinderung von 
wenigstens 50 allein infolge geistiger oder 
seelischer Behinderung oder eines An-
fallsleidens nach Feststellung gemäß § 3 
Abs. 1 vorliegt oder 

e) die wegen Art oder Schwere der Behinde-
rung keine abgeschlossene Berufsbildung 
im Sinne des Berufsbildungsgesetzes ha-
ben, 

2. Schwerbehinderte, die das 50. Lebensjahr 
vollendet haben. 
(2) Arbeitgeber, die über Stellen zur berufli-

chen Bildung, insbesondere für Auszubilden-
de, verfügen, haben im Rahmen der Erfüllung 
der Beschäftigungspflicht einen angemesse-
nen Anteil dieser Stellen mit Schwerbehin-
derten zu besetzen." 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das 
Wort „zählen" durch das Wort „gelten" er-
setzt. 

b) Absatz 2 Nr. 1 wird gestrichen. 

c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „und 
Geistliche öffentlich-rechtlicher Religionsge-
sellschaften," angefügt. 

7. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Berechnung der Mindestzahl 
von Arbeitsplätzen 

und der Pflichtplatzzahl 

Bei der Berechnung der Mindestzahl von Ar-
beitsplätzen und der Zahl der Pflichtplätze nach 
§ 4 zählen Stellen, auf denen Auszubildende be-
schäftigt werden, nicht mit. Bei der Berechnung 
sich ergebende Bruchteile von 0,50 und mehr 
sind aufzurunden." 

8. Nach § 7 werden folgende §§ 7 a und 7 b einge-
fügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) unverändert 

d) bei denen ein Grad der Behinderung von 
wenigstens 50 allein infolge geistiger oder 
seelischer Behinderung oder eines An-
fallsleidens vorliegt oder 

e) unverändert 

2. unverändert 

(2) unverändert 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Behinderte, die an Maßnahmen zur Re-
habilitation in Betrieben oder Dienst-
stellen teilnehmen, einschließlich Behin-
derter im Arbeitstrainings - und Arbeits-
bereich von Werkstätten (§ 52),". 

c) unverändert 

7. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Berechnung der Mindestzahl 
von Arbeitsplätzen 

und der Pflichtplatzzahl 

Bei der Berechnung der Mindestzahl von Ar-
beitsplätzen und der Zahl der Pflichtplätze nach 
§ 4 zählen bis zum 31. Dezember 1989 Stellen, 
auf denen Auszubildende beschäftigt werden, 
nicht mit. Bei der Berechnung sich ergebende 
Bruchteile von 0,50 und mehr sind aufzurun-
den." 

8. Nach § 7 werden folgende §§ 7 a und 7 b einge-
fügt: 



Drucksache 10/5673 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

„§7a 

Anrechnung auf Pflichtplätze 

(1) Ein Schwerbehinderter, der auf einem Ar-
beitsplatz im Sinne des § 6 Abs. 1 beschäftigt 
wird, wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. 

(2) Ein teilzeitbeschäftigter Schwerbehinder-
ter, der kürzer als betriebsüblich, aber wenig-
stens 20 Stunden in der Woche beschäftigt wird, 
wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. Wird 
ein Schwerbehinderter weniger als 20 Stunden 
in der Woche beschäftigt, hat das Arbeitsamt 
die Anrechnung auf einen Pflichtplatz zuzulas-
sen, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art 
oder Schwere der Behinderung notwendig ist. 

(3) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber, der 
nach § 4 nur einen Schwerbehinderten zu be-
schäftigen hat, wird auf einen Pflichtplatz ange-
rechnet. 

(4) Der Inhaber eines Bergmannsversor-
gungsscheins wird, auch wenn er nicht Schwer-
behinderter im Sinne des § 1 ist, auf einen 
Pflichtplatz angerechnet. 

§7b 

Mehrfachanrechnung 

(1) Das Arbeitsamt kann die Anrechnung ei-
nes Schwerbehinderten, besonders eines 
Schwerbehinderten im Sinne des § 5 Abs. 1, auf 
mehr als einen Pflichtplatz, höchstens drei 
Pflichtplätze, zulassen, wenn dessen Eingliede-
rung in das Arbeits- oder Berufsleben auf be-
sondere Schwierigkeiten stößt. Satz 1 gilt auch 
für teilzeitbeschäftigte Schwerbehinderte im 
Sinne des § 7 a Abs. 2. 

(2) Ein Schwerbehinderter, der zur Ausbil-
dung beschäftigt wird, wird auf zwei Pflicht-
plätze angerechnet. Das Arbeitsamt kann die 
Anrechnung auf drei Pflichtplätze zulassen, 
wenn die Vermittlung in eine berufliche Ausbil-
dungsstelle wegen Art oder Schwere der Behin-
derung auf besondere Schwierigkeiten stößt." 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der für die Ausgleichsab-
gabe angegebene Betrag von „einhun-
dert" Deutsche Mark in „einhundertfünf-
zig" Deutsche Mark geändert. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

„§ 7 a 

Anrechnung auf Pflichtplätze 

(1) Ein Schwerbehinderter, der auf einem Ar-
beitsplatz im Sinne des § 6 Abs. 1 beschäftigt 
wird, wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. 
Das gleiche gilt für einen Schwerbehinderten 
auf einer Stelle im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 1. 

(2) Ein teilzeitbeschäftigter Schwerbehinder-
ter, der kürzer als betriebsüblich, aber nicht we-
niger als 19 Stunden wöchentlich beschäftigt 
wird, wird auf einen Pflichtplatz angerechnet. 
Wird ein Schwerbehinderter weniger als 19 
Stunden wöchentlich beschäftigt, hat das Ar-
beitsamt die Anrechnung auf einen Pflichtplatz 
zuzulassen, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen 
Art oder Schwere der Behinderung notwendig 
ist. 

(3) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber wird 
auf einen Pflichtplatz angerechnet. 

(4) unverändert 

§7b 

Mehrfachanrechnung 

(1) unverändert 

(2) Ein Schwerbehinderter, der zur Ausbil-
dung beschäftigt wird, wird bis zum 31. Dezem-
ber 1989 auf zwei Pflichtplätze angerechnet. Das 
Arbeitsamt kann die bis zum 31. Dezember 1989 
befristete Anrechnung auf drei Pflichtplätze zu-
lassen, wenn die Vermittlung in eine berufliche 
Ausbildungsstelle wegen Art oder Schwere der 
Behinderung auf besondere Schwierigkeiten 
stößt. 

(3) Bescheide über die Anrechnung eines 
Schwerbehinderten auf mehr als drei Pflicht-
plätze, die vor dem 1. August 1986 erlassen wor-
den sind, gelten fort." 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 
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bb) Nach dem bisherigen Satz 5 wird folgen-
der Satz angefügt: 
„Nachforderungen und Erstattungen von 
Ausgleichsabgabe sind nach Ablauf des 
Kalenderjahres, das auf den Eingang der 
Anzeige beim Arbeitsamt folgt, ausge-
schlossen." 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „nachgehen-
den" durch das Wort „begleitenden" ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Zahl „40" durch 
die Zahl „50" und der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 
„der der Bundesanstalt für Arbeit hiervon 
50 vom Hundert zur besonderen Förderung 
Schwerbehinderter nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 a 
zuweist, soweit nicht ein anderer Anteil er-
forderlich ist." 

10. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Förde-
rung des Ausgleichs bei der Unterbringung 
Schwerbehinderter" durch die Worte „besonde-
ren Förderung der Einstellung und Beschäfti-
gung Schwerbehinderter auf Arbeitsplätzen im 
Sinne des § 6 Abs. 1" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

aa 1) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 
eingefügt: 

„Für rückständige Beträge der Aus-
gleichsabgabe kann die Hauptfürsor-
gestelle nach dem 31. März Säumnis-
zuschläge nach Maßgabe des § 24 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch er-
heben. Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen den Feststellungsbescheid 
haben keine aufschiebende Wirkung." 

bb) unverändert 

b) unverändert 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Zahl „40" durch die 
Zahl „45" und der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 
„der der Bundesanstalt für Arbeit hier-
von 50 vom Hundert zur besonderen För-
derung Schwerbehinderter nach § 30 
Abs. 1 Nr. 2 a zuweist, soweit nicht ein 
anderer Anteil erforderlich ist." 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der auf die einzelne Hauptfürsorge

-

stelle entfallende Anteil am Aufkommen 
an Ausgleichsabgabe bemißt sich nach 
dem Mittelwert aus dem Verhältnis der 
Wohnbevölkerung im Zuständigkeitsbe-
reich der Hauptfürsorgestelle zur 
Wohnbevölkerung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes und dem Verhältnis der 
Zahl der im Zuständigkeitsbereich der 
Hauptfürsorgestelle in den Betrieben 
und Dienststellen beschäftigungspflich-
tiger Arbeitgeber auf Arbeitsplätzen im 
Sinne des § 6 Abs. 1 beschäftigten und 
der bei den Arbeitsämtern arbeitslos ge-
meldeten Schwerbehinderten und 
Gleichgestellten zur entsprechenden 
Zahl der Schwerbehinderten und 
Gleichgestellten im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes." 

cc) Satz 4 wird gestrichen. 

10. unverändert 
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11. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 erhält Nummer 1 folgende Fas-
sung: 
„die Zahl der Arbeitsplätze nach § 6 Abs. 1, 
darunter die nach § 7 Satz 1, sowie der Stel-
len nach § 6 Abs. 2 und 3, gesondert für jeden 
Betrieb und jede Dienststelle,". 

b) In Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort „Per-
sonen", die Worte „darunter die Zahlen der 
zur Ausbildung und der zur sonstigen beruf-
lichen Bildung eingestellten Schwerbehin-
derten und Gleichgestellten," eingefügt. 

c) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
„Hat ein Arbeitgeber die vorgeschriebene 
Anzeige bis zum 30. Juni nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig erstattet, erläßt das 
Arbeitsamt einen Feststellungsbescheid über 
die ,nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzuzeigenden 
Verhältnisse." 

d) Im bisherigen Satz 3 werden nach dem Wort 
„Richter-" ein Komma und das Wort „Staats-
anwalts-" eingefügt. 

e) Der bisherige Satz 4 erhält folgende Fas-
sung: 
„Die Arbeitgeber, die zur Beschäftigung 
Schwerbehinderter nicht verpflichtet sind, 
haben die Anzeige nach Satz 1 nur nach Auf-
forderung durch die Bundesanstalt für Ar-
beit im Rahmen einer repräsentativen Teil-
erhebung zu erstatten, die mit dem Ziel der 
Erfassung der in Satz 1 Nr. 2 genannten Per-
sonengruppen, aufgegliedert nach Landesar-
beitsamtsbezirken, alle fünf Jahre durchge-
führt wird." 

12. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu 

prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit Schwerbe-
hinderten, insbesondere mit beim Arbeits-
amt gemeldeten Schwerbehinderten, besetzt 
werden können; bei dieser Prüfung sollen 
die Arbeitgeber den Vertrauensmann der 
Schwerbehinderten gemäß § 22 Abs. 2 beteili-
gen und die in § 20 genannten Vertretungen 
hören." 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „eine 
tunlichst große" durch die Worte „wenigstens 
die vorgeschriebene" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „den Be-
trieb ernstlich schädigen würde oder" durch 
die Worte „für den Arbeitgeber nicht zumut-
bar" ersetzt. 

13. In § 15 wird nach Absatz 3 folgender Absatz an-
gefügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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„(4) Widerspruch und Anfechtungsklage ge-
gen die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle 
zur Kündigung haben keine aufschiebende Wir-
kung." 

14. In § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine Wei-
terbeschäftigung in einem anderen Betrieb oder 
einer anderen Dienststelle desselben Arbeitge-
bers oder auf einem anderen Arbeitsplatz des-
selben Betriebs oder derselben Dienststelle mit 
Einverständnis des Schwerbehinderten möglich 
und für den Arbeitgeber zumutbar ist." 

15. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gel-

ten nicht für Schwerbehinderte, 

1. deren Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt des 
Zugangs der Kündigungserklärung ohne 
Unterbrechung noch nicht länger als sechs 
Monate besteht oder 

2. die auf Stellen im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 2 
bis 5 beschäftigt werden oder 

3. deren Arbeitsverhältnis durch Kündigung 
beendet wird, sofern sie 

a) das 58. Lebensjahr vollendet haben und 
Anspruch auf eine Abfindung, Entschä-
digung oder ähnliche Leistung auf 
Grund eines Sozialplanes haben oder 

b) Anspruch auf Knappschaftsausgleichs-
leistung nach § 98 a des Reichsknapp-
schaftsgesetzes oder auf Anpassungs-
geld für entlassene Arbeitnehmer des 
Bergbaus haben, 

wenn der Arbeitgeber ihnen die Kündi-
gungsabsicht rechtzeitig mitgeteilt hat 
und sie der beabsichtigten Kündigung bis 
zu deren Ausspruch nicht widerspre-
chen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird gestrichen. 

bb) Im bisherigen Satz 2 werden die Worte 
„Beendigungen derartiger Arbeitsver-
hältnisse" durch die Worte „die Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen Schwer-
behinderter in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1" ersetzt. 

16. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „10 Ta-
gen" durch die Worte „zwei Wochen" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

14. In § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine Wei-
terbeschäftigung auf einem anderen Arbeits-
platz desselben Betriebs oder derselben Dienst-
stelle oder auf einem freien Arbeitsplatz in ei-
nem anderen Betrieb oder einer anderen 
Dienststelle desselben Arbeitgebers mit Einver-
ständnis des Schwerbehinderten möglich und 
für den Arbeitgeber zumutbar ist." 

15. unverändert 

16. unverändert 
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17. In § 19 Satz 2 wird vor dem Wort „Kündigung" 
das Wort „ordentlichen" eingefügt. 

18. In der Überschrift des Fünften Abschnitts wer-
den nach dem Wort „Richter-" ein Komma und 
das Wort „Staatsanwalts-" eingefügt. 

19. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Richter-" ein Komma und das Wort „Staats-
anwalts-" eingefügt. 

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „Richter-" 
ein Komma und das Wort „Staatsanwalts-" 
eingefügt. 

c) In Satz 2 wird der letzte Halbsatz wie folgt 
gefaßt: „sie wirken auf die Wahl des Vertrau-
ensmannes hin." 

20. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend für Staatsan-
wälte, soweit für sie eine besondere Per-
sonalvertretung gebildet wird." 

bb) In Satz 4 werden die Worte „mit der für 
seinen Sitz zuständigen Hauptfürsorge

-stelle" durch die Worte „mit der für den 
Sitz der Betriebe oder Dienststellen ein-
schließlich Gerichten zuständigen 
Hauptfürsorgestelle" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „oder 
Richterrat" nach Einfügung eines Kommas 
durch die Worte „Richter- oder Staatsan-
waltsrat" ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden vor dem Wort „wählbar" 
die Worte „auch Soldaten" eingefügt. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„(4 a) Die regelmäßigen Wahlen finden alle 
vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 
30. November statt. Außerhalb dieser Zeit fin-
den Wahlen statt, wenn 

1. das Amt des Vertrauensmannes vorzeitig 
erlischt und kein Stellvertreter nach-
rückt, 

2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden 
ist oder 

3. ein Vertrauensmann noch nicht gewählt 
ist. 

Hat außerhalb des für die regelmäßigen 
Wahlen des Vertrauensmannes festgelegten 
Zeitraumes eine Wahl des Vertrauensman- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„(4 a) Die regelmäßigen Wahlen finden alle 
vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 
30. November statt. Außerhalb dieser Zeit fin-
den Wahlen statt, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Hat außerhalb des für die regelmäßigen 
Wahlen des Vertrauensmannes festgelegten 
Zeitraumes eine Wahl des Vertrauensman- 
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nes stattgefunden, so ist der Vertrauens-
mann in dem auf die Wahl folgenden näch-
sten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen des 
Vertrauensmannes neu zu wählen. Hat die 
Amtszeit des Vertrauensmannes zum Beginn 
des für die regelmäßigen Wahlen des Ver-
trauensmannes festgelegten Zeitraumes 
noch nicht ein Jahr betragen, so ist der Ver-
trauensmann in dem übernächsten Zeitraum 
der regelmäßigen Wahlen des Vertrauens-
mannes neu zu wählen. Die erstmaligen 
Wahlen der Vertrauensleute finden im Jahre 
1986 statt; Vertrauensleute und ihre Stufen-
vertretungen, die am 1. Januar 1985 im Amt 
sind, verbleiben bis zur Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses der Neuwahl im Amt." 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach den Worten „das 
Wahlverfahren," die Worte „die Wahlan-
fechtung," eingefügt und die Worte „oder 
Richterrates" unter Einfügung eines 
Kommas durch die Worte „Richter- oder 
Staatsanwaltsrates" ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„In Betrieben und Dienststellen mit we-
niger als 50 wahlberechtigten Schwerbe-
hinderten sind der Vertrauensmann und 
sein Stellvertreter im vereinfachten 
Wahlverfahren zu wählen, sofern der Be-
trieb oder die Dienststelle nicht aus 
räumlich weit auseinander liegenden 
Teilen besteht." 

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Sie beginnt mit der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses oder, wenn die Amts-
zeit des bisherigen Vertrauensmannes 
noch nicht beendet ist, mit deren Ab-
lauf." 

bb) Nach dem bisherigen Satz 2 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

„Scheidet der Vertrauensmann vorzeitig 
aus seinem Amt aus, rückt der mit der 
höchsten Stimmenzahl gewählte Stell-
vertreter für den Rest der Amtszeit nach; 
dies gilt für Stellvertreter entspre-
chend." 

cc) In dem bisherigen Satz 3 werden nach 
den Worten „Auf Antrag eines Viertels 
der wahlberechtigten Schwerbehinder-
ten" die Worte „oder des Arbeitgebers" 
eingefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

nes stattgefunden, so ist der Vertrauens-
mann in dem auf die Wahl folgenden näch-
sten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen des 
Vertrauensmannes neu zu wählen. Hat die 
Amtszeit des Vertrauensmannes zum Beginn 
des für die regelmäßigen Wahlen des Ver-
trauensmannes festgelegten Zeitraumes 
noch nicht ein Jahr betragen, so ist der Ver-
trauensmann in dem übernächsten Zeitraum 
der regelmäßigen Wahlen des Vertrauens-
mannes neu zu wählen. Die erstmaligen re-
gelmäßigen Wahlen der Vertrauensmänner 
finden im Jahre 1986 statt; Vertrauensmän-
ner die am 1. August 1986 im Amt sind, ver-
bleiben bis zur Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses der Neuwahl im Amt; hat ihre Amts-
zeit noch nicht ein Jahr betragen, findet die 
erstmalige regelmäßige Wahl im Jahre 1990 
statt; sie verbleiben bis zur Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses im Amt." 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „das Wahl-
verfahren," durch die Worte „die Wahlan-
fechtung," und die Worte „oder Richter-
rates" unter Einfügung eines Kommas 
durch die Worte „Richter- oder Staatsan-
waltsrates" ersetzt. 

bb) unverändert 

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

Doppelbuchstabe cc entfällt 
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21. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach den Worten „Der 
Vertrauensmann hat" eingefügt: 

„die Eingliederung Schwerbehinderter in 
den Betrieb oder die Dienststelle zu för-
dern," 

bb) In Satz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„durchgeführt" ein Komma und folgen-
der Halbsatz eingefügt: 

„insbesondere ,auch die dem Arbeitgeber 
nach den §§ 4, 5 und 11 obliegenden Ver-
pflichtungen erfüllt," 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„In Betrieben und Dienststellen mit in 
der Regel wenigstens 300 Schwerbehin-
derten kann er nach Unterrichtung des 
Arbeitgebers den mit der höchsten Stim-
menzahl gewählten Stellvertreter zu be-
stimmten Aufgaben heranziehen."  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden nach dem 
Wort „Richter-" ein Komma und das 
Wort „Staatsanwalts-" eingefügt. 

bb) In Satz 1 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„er kann beantragen, Angelegenheiten, 
die einzelne Schwerbehinderte oder die 
Schwerbehinderten als Gruppe beson-
ders betreffen, auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung zu setzen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

g) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ange-
fügt: 

„(8) Wird die Schwerbehindertenvertre-
tung von einer Frau wahrgenommen, führt 
sie die Bezeichnung Vertrauensfrau; wird 
die Schwerbehindertenvertretung von einem 
Mann wahrgenommen, führt er die Bezeich-
nung Vertrauensmann." 

21. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

a 1) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Durchführung oder Vollziehung einer 
ohne Beteiligung gemäß Satz 1 getroffenen 
Entscheidung ist auszusetzen; die Beteili-
gung ist innerhalb von 7 Tagen nachzuho-
len; sodann ist endgültig zu entscheiden." 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Schwerbehinderten" die Worte „oder ist 
er entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht betei-
ligt worden" eingefügt. 
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c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„(4 a) Der Vertrauensmann ist zu Bespre-
chungen zwischen dem Arbeitgeber und den 
in Absatz 4 genannten Vertretungen hinzu-
zuziehen, wenn und soweit Angelegenheiten 
behandelt werden, die Schwerbehinderte be-
sonders betreffen." 

22. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „verwaltet" durch 
das Wort „führt" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „oder Richterrates" werden 
unter Einfügung eines Kommas durch 
die Worte „Richter- oder Staatsanwalts-
rates" ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Stellvertreter des Vertrauensmannes 
besitzen während der Dauer der Vertre-
tung und der Heranziehung nach § 22 
Abs. 1 Satz 3 die gleiche persönliche 
Rechtsstellung wie der Vertrauensmann, 
im übrigen die gleiche Rechtsstellung 
wie Ersatzmitglieder der in Satz 1 ge-
nannten Vertretungen." 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Satz 2 gilt auch für den mit der höchsten 
Stimmenzahl gewählten Stellvertreter, wenn 
wegen seiner ständigen Heranziehung nach 
§ 22 die Teilnahme an Schulungs- und Bil-
dungsveranstaltungen erforderlich ist." 

d) In Absatz 8 wird folgender Satz angefügt: 

„Das gleiche gilt für die durch die Teilnahme 
des mit der höchsten Stimmenzahl gewähl-
ten Stellvertreters an Schulungs- und Bil-
dungsveranstaltungen gemäß Absatz 4 Satz 2 
entstehenden Kosten." 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist ein Vertrauensmann nur in einem der 
Betriebe oder in einer der Dienststellen ge-
wählt, nimmt er die Rechte und Pflichten des 
Gesamtvertrauensmannes wahr." 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „5" durch die 
Zahl „10" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein-
gefügt: 

„(4 a) Der Vertrauensmann ist zu Bespre-
chungen nach § 74 Abs. 1 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes, § 66 Abs. 1 des Bundesperso-
nalvertretungsgesetzes sowie den entspre-
chenden Vorschriften des sonstigen Perso-
nalvertretungsrechts zwischen dem Arbeit-
geber und den in Absatz 4 genannten Vertre-
tungen hinzuzuziehen." 

22. unverändert 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im ersten Halbsatz werden nach dem 
Wort „Bezirksvertrauensmänner" die 
Worte „des Geschäftsbereichs" einge-
fügt. 

bb) Im zweiten Halbsatz wird die Zahl „5" 
durch die Zahl „10" ersetzt. 
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c) In Absatz 5 wird nach Satz 2 folgender Satz 
angefügt: 

„Der nach Satz 2 zuständige Vertrauens-
mann ist auch in persönlichen Angelegenhei-
ten Schwerbehinderter, über die eine überge-
ordnete Dienststelle entscheidet, zuständig; 
er hat dem Vertrauensmann der Dienststelle, 
die den Schwerbehinderten beschäftigt, Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben." 

d) In Absatz 6 werden nach der Zahl „4" ein 
Komma und die Zahl „4 a" eingefügt sowie 
nach der Zahl „23" die Worte „mit Ausnahme 
von Absatz 4 Satz 3" eingefügt. 

24. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Arbeitgeber, Beauftragter des Arbeit-
gebers, Vertrauensmann und Betriebs-, Per-
sonal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Prä-
sidialrat arbeiten zur Eingliederung Schwer-
behinderter in den Betrieb oder die Dienst-
stelle eng zusammen." 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in Absatz 1 genannten Personen 
und Vertretungen, die mit der Durchführung 
dieses Gesetzes beauftragten Stellen und die 
Rehabilitationsträger unterstützen sich ge-
genseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben." 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „nachgehen-
de" durch das Wort „begleitende" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „nachgehende" 
durch das Wort „begleitende" ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Die begleitende Hilfe im Arbeits- und 
Berufsleben umfaßt auch die nach den 
Umständen des Einzelfalles notwendige 
psychosoziale Betreuung Schwerbehin-
derter; die Hauptfürsorgestelle kann bei 
der Durchführung dieser Aufgabe psy-
chosoziale Dienste freier gemeinnütziger 
Einrichtungen und Organisationen betei-
ligen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) In Absatz 5 werden nach Satz 2 folgende 
Sätze angefügt 

„Der nach Satz 2 zuständige Vertrauens-
mann ist auch in persönlichen Angelegenhei-
ten Schwerbehinderter, über die eine überge-
ordnete Dienststelle entscheidet, zuständig; 
er hat dem Vertrauensmann der Dienststelle, 
die den Schwerbehinderten beschäftigt, Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben. Satz 3 gilt 
nicht in den Fällen, in denen der Personalrat 
der Beschäftigungsbehörde zu beteiligen 
ist." 

d) In Absatz 6 werden nach der Zahl „4" ein 
Komma und die Zahl „4 a" sowie nach der 
Zahl „23" die Worte „mit Ausnahme von Ab-
satz 4 Satz 3" eingefügt, der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„§ 21 Abs. 4 a mit der Maßgabe, daß die Wahl 
der Gesamt- und Bezirksvertrauensmänner 
in der Zeit vom 1. Dezember bis 31. Januar, 
die der Hauptvertrauensmänner in der Zeit 
vom 1. Februar bis 31. März stattfindet." 

24. unverändert 

25. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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cc) In Satz 3 zweiter Halbsatz werden nach 
dem Wort „Richter-" ein Komma und das 
Wort „Staatsanwalts-" eingefügt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Hauptfürsorgestelle kann im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die begleitende 
Hilfe im Arbeits- und Berufsleben aus den 
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln auch 
Geldleistungen gewähren, insbesondere 

1. an Schwerbehinderte 

a) für technische Hilfen, 

b) zum Erreichen des Arbeitsplatzes, 

c) zur wirtschaftlichen Selbständigkeit, 

d) zur Beschaffung, Ausstattung und Er-
haltung einer Wohnung, die den beson-
deren Bedürfnissen des Schwerbehin-
derten entspricht, 

e) zur Erhaltung der Arbeitskraft, 

f) zur Teilnahme an Maßnahmen zur Er-
haltung und Erweiterung beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten und 

g) in besonderen behinderungsbedingten 
Lebenslagen, 

2. an Arbeitgeber 

a) zur behinderungsgerechten Einrich-
tung von Arbeitsplätzen für Schwer-
behinderte und 

b) für außergewöhnliche Belastungen, die 
mit der Beschäftigung Schwerbehin-
derter im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben a) bis d) oder des § 7 a 
Abs. 2 verbunden sind, vor allem, wenn 
ohne diese Leistungen das 
Beschäftigungsverhältnis gefährdet 
würde, 

3. an freie gemeinnützige Einrichtungen und 
Organisationen zu den Kosten in den Fäl-
len des Absatzes 2 letzter Satz. 

Sie kann ferner Leistungen zur Durchfüh-
rung von Aufklärungs-, Schulungs- und Bil-
dungsmaßnahmen gewähren." 

d) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „nach-
gehenden" durch das Wort „begleiten-
den" ersetzt. 

26. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Hauptfürsorgestelle kann im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die begleitende 
Hilfe im Arbeits- und Berufsleben aus den 
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln auch 
Geldleistungen gewähren, insbesondere 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. an freie gemeinnützige Einrichtungen und 
Organisationen zu den Kosten in den Fäl-
len des Absatzes 2 Satz 3. 

Sie kann ferner Leistungen zur Durchfüh-
rung von Aufklärungs-, Schulungs- und Bil-
dungsmaßnahmen gewähren." 

d) unverändert 

25a. In § 29 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „der 
Regierung des jeweiligen Landes" durch die 
Worte „der zuständigen obersten Landesbe-
hörde" ersetzt. 

26. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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„2 a. die besondere Förderung der Einstel-
lung und Beschäftigung Schwerbehin-
derter auf Arbeitsplätzen (§ 6 Abs. 1),". 

b) Nach Absatz 1 wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Bundesanstalt für Arbeit kann im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit zur besonderen 
Förderung nach Absatz 1 Nr. 2 a Arbeitge-
bern aus den ihr aus dem Ausgleichsfonds 
zugewiesenen Mitteln (§ 8 Abs. 4) Geldlei-
stungen gewähren, wenn diese insbesondere 
ohne gesetzliche Verpflichtung oder über die 
gesetzliche Verpflichtung nach § 4 hinaus 

1. in § 5 Abs. 1 genannte Schwerbehinderte 
oder 

2. Schwerbehinderte als Teilzeitbeschäftigte, 
insbesondere in den Fällen des § 7 a Abs. 2 
Satz 2, oder 

3. Schwerbehinderte zur Ausbildung oder 
sonstigen beruflichen Bildung, insbeson-
dere in den Fällen des § 7 b Abs. 2 Satz 2, 

einstellen. Die Geldleistungen werden als 
einmalige oder laufende Zuwendungen, läng-
stens bis zu drei Jahren zusätzlich, jedoch 
unter Anrechnung vergleichbarer Leistun-
gen der Bundesanstalt für Arbeit und der Re-
habilitationsträger im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Rehabilitationsangleichungsgesetzes 
vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 1881) gewährt. 
Im übrigen gilt § 28 Abs. 4 entsprechend. Ver-
waltungskosten werden der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht erstattet. Die Bundesregie-
rung bestimmt durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, das 
Nähere über Voraussetzungen, Personen-
kreis, Art, Höhe und Dauer der Leistungen 
sowie über das Verfahren." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 in fol-
gender Fassung: 

„(3) Die Bundesanstalt für Arbeit richtet 
zur Durchführung der ihr in diesem Gesetz 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) Nach Absatz 1 wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Bundesanstalt für Arbeit kann im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit zur besonderen 
Förderung nach Absatz 1 Nr. 2 a Arbeitge-
bern aus den ihr aus dem Ausgleichsfonds 
zugewiesenen Mitteln (§ 8 Abs. 4) Geldlei-
stungen gewähren, wenn diese insbesondere 
ohne gesetzliche Verpflichtung oder über die 
gesetzliche Verpflichtung nach § 4 hinaus 

1. unverändert 

1 a. Schwerbehinderte, die unmittelbar vor 
der Einstellung länger als zwölf Monate 
arbeitslos gemeldet waren, oder 

1 b. Schwerbehinderte im Anschluß an eine 
Beschäftigung in einer anerkannten 
Werkstatt für Behinderte, oder 

2. unverändert 

3. unverändert 

einstellen. Die Geldleistungen werden als 
einmalige oder laufende Zuwendungen, 
längstens bis zu drei Jahren zusätzlich, je-
doch unter Anrechnung vergleichbarer Lei-
stungen der Bundesanstalt für Arbeit und 
der Rehabilitationsträger im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Rehabilitationsangleichungsge-
setzes vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 1881) 
gewährt. Im übrigen gilt § 28 Abs. 4 entspre-
chend. Verwaltungskosten werden der Bun-
desanstalt für Arbeit nicht erstattet. Die 
Bundesregierung bestimmt durch Rechts-
verordnung, die der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, das Nähere über Vorausset-
zungen, Personenkreis, Art, Höhe und Dauer 
der Leistungen sowie über das Verfahren." 

b 1) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 

„(2 a) Absatz 2 Sätze 1 bis 3 gelten entspre-
chend für die Gewährung von Leistungen 
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe, die der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Durchführung 
ihr durch Verwaltungsvereinbarung mit 
dem jeweiligen Land übertragener befriste-
ter regionaler Sonderprogramme zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter 
und zur Förderung des Ausbildungsplatzan-
gebots für Schwerbehinderte von den 
Hauptfürsorgestellen zugewiesen werden." 

c) unverändert 
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übertragenen Aufgaben und zur Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter besondere 
Stellen ein; die Beratung und Vermittlung 
können auch außerhalb dieser Stellen erfol-
gen, soweit dies im Interesse der Behinder-
ten liegt." 

27. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der gesetzliche Schutz Schwerbehin-
derter erlischt mit dem Wegfall der Voraus-
setzungen nach § 1; wenn sich der Grad der 
Behinderung auf weniger als 50 verringert, 
jedoch erst am Ende des dritten Kalender-
monats nach Eintritt der Unanfechtbarkeit 
des die Verringerung feststellenden Beschei-
des." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird der Halbsatz ,,,frühestens 
aber nach Ablauf von 2 Jahren seit Be-
kanntgabe der Gleichstellung" gestri-
chen. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Er wird erst am Ende des dritten Kalen-
dermonats nach Eintritt seiner Unan-
fechtbarkeit wirksam." 

28. In § 42 werden der bisherige Text Absatz 1 und 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für Zeiträume, in denen 
die Beschäftigung tatsächlich nicht ausgeübt 
wird und die Vorschriften über die Gewährung 
der Rente oder der vergleichbaren Leistung ein 
Ruhen vorsehen, wenn Arbeitsentgelt oder 
Dienstbezüge gezahlt werden." 

29. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

Zusatzurlaub 

Schwerbehinderte haben Anspruch auf einen 
bezahlten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeits-
tagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmä-
ßige Arbeitszeit des Schwerbehinderten auf 
mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der 
Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich 
der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifli-
che, betriebliche oder sonstige Urlaubsregelun-
gen für Schwerbehinderte einen längeren Zu-
satzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt. So-
weit der Schwerbehinderte eine Kur durchführt 
und in dieser Zeit nicht wegen Krankheit ar-
beitsunfähig ist, entfällt der Anspruch nach 
Satz 1 im Urlaubsjahr der Beendigung der Kur; 
hat der Schwerbehinderte den Zusatzurlaub be-
reits vor Antritt der Kur genommen, entfällt der 
Anspruch nach Satz 1 insoweit im folgenden Ur-
laubsjahr." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

Zusatzurlaub 

Schwerbehinderte haben Anspruch auf einen 
bezahlten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeits-
tagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmä-
ßige Arbeitszeit des Schwerbehinderten auf 
mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der 
Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich 
der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifli-
che, betriebliche oder sonstige Urlaubsregelun-
gen für Schwerbehinderte einen längeren Zu-
satzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt." 
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30. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Nachteilsausgleich". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften über Hilfen für Be-
hinderte zum Ausgleich behinderungsbe-
dingter Nachteile oder Mehraufwendungen 
(Nachteilsausgleich) sind so zu gestalten, daß 
sie der Art oder Schwere der Behinderung 
Rechnung tragen, und zwar unabhängig von 
der Ursache der Behinderung." 

c) In Absatz 2 wird das Wort „Vergünstigungen" 
durch das Wort „Nachteilsausgleiche" er-
setzt. 

31. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Schwerbehinderte Beamte, Richter und Sol-
daten". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Sollen schwerbehinderte Beamte vor-
zeitig in den Ruhestand versetzt oder entlas-
sen werden, so ist vorher die Hauptfürsorge

-

stelle zu hören, die für die Dienststelle zu-
ständig ist, die den Beamten beschäftigt, es 
sei denn, der schwerbehinderte Beamte hat 
die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
oder die Entlassung selbst beantragt. Die Be-
teiligung des Vertrauensmannes gemäß § 22 
Abs. 2 bleibt unberührt." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(4) Für die persönliche Rechtsstellung 
schwerbehinderter Soldaten gelten die §§ 1, 
2 a, 3, 20 bis 26, 35 Abs. 1, §§ 42, 44, 45 und 57 
bis 59. Im übrigen gelten für Soldaten die 
Vorschriften über die persönliche Rechtsstel-
lung der Schwerbehinderten, soweit sie mit 
den Besonderheiten des Dienstverhältnisses 
vereinbar sind." 

32. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 wird die Nummer 3 gestri-
chen. 

bb) Die bisherige Nummer 4 erhält folgende 
Fassung: 

„3. Art, Ursache und Grad der Behinde-
rung,". 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

30. unverändert 

31. unverändert 

32. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Über die Schwerbehinderten wird alle 
zwei Jahre, erstmals zum 31. Dezember 1985, 
eine Bundesstatistik durchgeführt. Sie um-
faßt folgende Tatbestände: 

1. die Zahl der Schwerbehinderten mit gülti-
gem Ausweis, 

2. persönliche Merkmale der Schwerbehin-
derten, wie Alter, Geschlecht, Staatsange-
hörigkeit, Wohnort, 

3. Art, Ursache und Grad der Behinderung." 
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b) In Absatz 2 Nr. 4 werden die Worte „ein-
schließlich des Grades einer auf ihr beruhen-
den Minderung der Erwerbsfähigkeit" gestri-
chen. 

c) In Absatz 3 erhält Nummer 2 folgende Fas-
sung: 

„2. für die Rehabilitationsstatistik nach Ab-
satz 2 die Träger der gesetzlichen Kran-
ken-, Unfall- und Rentenversicherung, 
der Kriegsopferversorgung und Kriegs-
opferfürsorge, der Arbeitsförderung, der 
begleitenden Hilfe im Arbeitsleben sowie 
der Sozialhilfe." 

33. § 53 erhält folgende Fassung: 

„§ 53 

Verrechnung von Aufträgen 
auf die Ausgleichsabgabe 

(1) Arbeitgeber, die durch die Vergabe von 
Aufträgen an Werkstätten für Behinderte zur 
Beschäftigung Behinderter beitragen, können 
30 vom Hundert des Rechnungsbetrages solcher 
Aufträge auf die zu zahlende Ausgleichsabgabe 
anrechnen. 

(2) Voraussetzung für die Anrechenbarkeit ist, 
daß 

1. der Auftrag innerhalb des Jahres, in dem die 
Verpflichtung zur Beschäftigung Schwerbe-
hinderter und zur Zahlung von Ausgleichsab-
gabe entsteht, von der Werkstatt für Behin-
derte ausgeführt und vom Auftraggeber bis 
spätestens 31. März des Folgejahres vergütet 
worden ist und 

2. der Rechnungsbetrag nicht zu weniger als 30 
vom Hundert durch die in der Werkstatt für 
Behinderte erbrachte Arbeitsleistung be-
stimmt wird. 

(3) Die Anrechnung von Aufträgen, die der 
Träger einer Gesamteinrichtung an eine Werk-
statt für Behinderte vergibt, die ein rechtlich 
unselbständiger Teil dieser Einrichtung ist, ist 
ohne vorherige Zustimmung der Hauptfürsorge-
stelle zur Auftragserteilung ausgeschlossen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 

33. § 53 erhält folgende Fassung: 

„§ 53 

Verrechnung von Aufträgen 
auf die Ausgleichsabgabe 

(1) unverändert 

(2) Voraussetzung für die Anrechenbarkeit ist, 
daß 

1. unverändert 

2. der Rechnungsbetrag nicht zu weniger als 
30 vom Hundert durch die von der Werkstatt 
für Behinderte erbrachte Arbeitsleistung be-
stimmt wird. Im Falle der Weiterveräußerung 
von Erzeugnissen, die von einer anderen an-
erkannten Werkstatt für Behinderte herge-
stellt worden sind, ist die von dieser er-
brachte Arbeitsleistung zu berücksichtigen. 

(2 a) Bei der Vergabe von Aufträgen an Zu-
sammenschlüsse anerkannter Werkstätten für 
Behinderte gelten Absätze 2 und 3 entspre-
chend. 

(3) Die Anrechnung von Aufträgen, die der 
Träger einer Gesamteinrichtung an eine Werk-
statt für Behinderte vergibt, die ein rechtlich 
unselbständiger Teil dieser Einrichtung ist, ist 
ausgeschlossen." 

33 a. Nach § 55 Abs. 1 Satz 3 wird folgender Satz 4 
eingefügt: 

„In dieses Verzeichnis sind auch Zusammen-
schlüsse anerkannter Werkstätten für Behin-
derte aufzunehmen." 
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34. § 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „als privater Arbeitgeber" werden 
gestrichen. 

b) In Nummer 3 wird nach den Worten „§ 10 
Abs. 2" eingefügt: 

„Satz 1, 3, 4 oder 5". 

c) In Nummer 6 werden die Worte „dem Be-
triebsrat" durch die Worte „der in § 20 ge-
nannten Vertretungen" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

33b. In § 56 werden die Worte „geändert durch Ge-
setz vom 24. Mai 1968 (BGBl. I S. 503)" durch 
die Worte „zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Juli 1984 (BGBl. I  S. 1008)" ersetzt. 

33 c. § 60 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „durch Rechts-
verordnung" gestrichen und das Wort 
„festgesetzt" durch das Wort  „bekanntge-
macht" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Hierbei" durch die 
Worte „Bei der Berechnung des Vomhun-
dertsatzes" ersetzt. 

33d. § 61 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „durch Rechts-
verordnung, die der Zustimmung des Bun-
desrates nicht bedarf" gestrichen und das 
Wort „festgesetzt" durch das Wort „be-
kanntgemacht" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort  „Hierbei" durch die 
Worte „Bei der Berechnung des Vomhun-
dertsatzes" ersetzt. 

33 e. § 63 a wird wie folgt geändert: 

a) § 63 a erhält folgende Überschrift: 

„Einnahmen aus Wertmarken" 

b) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. ein bundeseinheitlicher Anteil der üb-
rigen Einnahmen, der vom Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung im 
Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen und dem Bundesmi-
nister für Verkehr für jeweils ein Jahr 
bekanntgemacht wird. Er errechnet 
sich aus dem Anteil der nach § 63 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 vom Bund zu tragenden 
Aufwendungen an den Gesamtaufwen-
dungen von Bund und Ländern für die 
unentgeltliche Beförderung im Nahver-
kehr, abzüglich der Aufwendungen für 
die unentgeltliche Beförderung der in 
§ 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Per-
sonengruppen." 

34. unverändert 
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Artikel 2 

Änderung des Sozialgesetzbuchs 

In § 20 Abs. 1 Nr. 3 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezem-
ber 1975, BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 27. Juli 1984 (BGBl. I S. 1029) ge-
ändert worden ist, wird das Wort „nachgehende" 
durch das Wort „begleitende" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Sozialgesetzbuchs 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. Dezember 1975 — BGBl. I S. 3015), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 
1985 (BGBl. I S. 2475), wird wie folgt geändert: 

a) In § 10 werden nach dem Wort „hat" die Worte 
„unabhängig von der Ursache der Behinderung" 
eingefügt. 

b) In § 20 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „nachgehende" 
durch das Wort „begleitende" ersetzt. 

Artikel 2 a 

Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 

In § 29 Abs. 2 Satz 4, §§ 32, 35 Abs. 3 und § 52 des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 15. Januar 1972 
(BGBl. I S. 13), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 26. April 1985 (BGBl. I S. 710), werden 
die Worte „Vertrauensmann der Schwerbehinder-
ten" und deren Formen durch das Wort „Schwerbe-
hindertenvertretung" und dessen Formen ersetzt. 

Artikel 2 b 

Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

In § 34 Abs. 2 Satz 4, § 39 Abs. 3, § 40 Abs. 1 Satz 1 
und § 95 Abs. 3 des Bundespersonalvertretungsge-
setzes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 693), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25. Juli 1984 (BGBl. I 
S. 998), werden die Worte „Vertrauensmann der 
Schwerbehinderten" und deren Formen durch das 
Wort „Schwerbehindertenvertretung" und dessen 
Formen ersetzt. 

Artikel 2 c 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I 
S. 2535), zuletzt geändert durch § 23 des Gesetzes 
vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 553) wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 11 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten 
„mit der Kriegsopferversorgung" die Worte 
„oder dem Schwerbehindertenrecht" eingefügt. 

2. § 12 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) In den Kammern für Angelegenheiten der 
Kriegsopferversorgung wirken je ein ehrenamt-
licher Richter aus dem Kreis der mit der Kriegs-
opferversorgung oder dem Schwerbehinderten-
recht vertrauten Personen und dem Kreis der 
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Versorgungsberechtigten und der Behinderten 
im Sinne der §§ 1 und 2 des Schwerbehinderten-
gesetzes mit; dabei sind Hinterbliebene von Ver-
sorgungsberechtigten in angemessener Zahl zu 
beteiligen." 

3. § 13 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die ehrenamtlichen Richter für die Kam-
mern für Angelegenheiten der Kriegsopferver-
sorgung sind in angemessenem Verhältnis zu 
der Zahl der von den Vorschlagsberechtigten 
vertretenen Kriegsopfer und Behinderten im 
Sinne der §§ 1 und 2 des Schwerbehindertenge-
setzes zu berufen." 

4. § 14 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für die Kammern für Angelegenheiten 
der Kriegsopferversorgung werden die Vor-
schlagslisten für die mit der Kriegsopferversor-
gung oder dem Schwerbehindertenrecht ver-
trauten Personen von den Landesversorgungs-
ämtern und die Vorschlagslisten für die Versor-
gungsberechtigten und die Behinderten von den 
im Gerichtsbezirk vertretenen Vereinigungen 
der Kriegsopfer und der Schwerbehinderten auf-
gestellt." 

5. § 41 Abs. 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für Streitigkeiten in Angelegenheiten der 
Kriegsopferversorgung je vier Vertreter der 
mit der Kriegsopferversorgung oder dem 
Schwerbehindertenrecht vertrauten Perso-
nen und der Versorgungsberechtigten oder 
der Behinderten im Sinne der §§ 1 und 2 des 
Schwerbehindertengesetzes." 

6. § 46 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die ehrenamtlichen Richter für die Senate 
für Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung 
werden auf Vorschlag der obersten Verwaltungs-
behörden der Länder und der Vereinigungen der 
Kriegsopfer und der Schwerbehinderten, die sich 
über das Bundesgebiet erstrecken und eine ent-
sprechende Mitgliederzahl aufweisen, berufen." 

Artikel 2 d 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

§ 3 a Abs. 2 Satz 1 des Kraftfahrzeugsteuergeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Februar 1979 (BGBl. I  S. 132), zuletzt geändert 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1985 (BGBl. I S. 2436), erhält folgende Fassung: 

„Die Steuer ermäßigt sich um 50 vom Hundert für 
Kraftfahrzeuge, solange die Fahrzeuge für Schwer-
behinderte zugelassen sind, die durch einen Aus-
weis im Sinne des Schwerbehindertengesetzes oder 
des Artikels 3 des Gesetzes über die unentgeltliche 
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Artikel 3 

Neufassung des Schwerbehindertengesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann den Wortlaut des Schwerbehindertenge-
setzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt-
machen. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1985 in Kraft. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr mit orangefarbenem Flächenauf-
druck nachweisen, daß sie die Voraussetzungen des 
§ 57 Abs. 1 Satz 1 des Schwerbehindertengesetzes 
erfüllen." 

Artikel 3 

Neufassung des Schwerbehindertengesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann den Wortlaut des Schwerbehindertenge-
setzes in der vom 1. August 1986 an geltenden Fas-
sung mit neuer Paragraphen- und Absatzfolge be-
kanntmachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts beseitigen; er hat dabei das Wort „Ver-
trauensmann der Schwerbehinderten" oder „Ver-
trauensmann" und seine Zusammensetzungen und 
Formen durch das Wort „Schwerbehindertenver-
tretung" und dessen Zusammensetzungen und For-
men zu ersetzen. 

Artikel 3a 

Bezeichnungen in anderen Vorschriften 

Soweit in anderen Vorschriften Bezeichnungen 
verwendet werden, die durch dieses Gesetz geän-
dert werden, treten an ihre Stelle die entsprechen-
den Bezeichnungen dieses Gesetzes. 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1986 in Kraft. 
Artikel 1 Nr. 6, 7, 8 und 11 Buchstaben a und b tre-
ten am 1. Januar 1986, Nr. 9 Buchstabe c, Nr. 26 
Buchstaben a, b und bi am 1. Juli 1986, Nr. 29 und 
Artikel 2 d am 1. Januar 1987 in Kraft. 
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